
Chilenischer  Winter  –  Schüler
und  Studentenproteste
erschüttern die Regierung
Seit  Anfang  Juni  erschüttern  Schüler-  und  Studentenproteste  Chile.  Sie
bringen  die  Missstände  der  starken  Privatisierung  der  Bildung  zum
Ausdruck, die unter dem Diktator Pinochet forciert wurde. In Chile gibt es
seit  langem  keine  nationalen  Standards  für  Schulen,  so  sind  in  den
Armenvierteln die Schulen in einem katastrophalem Zustand, während die
Schulen in den Reichenvierteln in äußerst gutem Zustand sind. Die meisten
reichen Kinder gehen jedoch eh im Ausland zur Schule. Ein Großteil der
Universitäten  ist  Privat.  Diese  geben  zwar  vor,  nicht  profitabel  zu
sein,verweigern aber trotzdem Neuinvestitionen in die Universitäten, sodass
diese langsam verfallen.

Quelle: www.edu-factory.org/

Dagegen formiert sich nun, nach den massiven Protesten von 2006, erneuter
Widerstand. Neben den teilweise riesigen Schülerstreiks in Chile gab es auch
viele kreative Aktionen. So tanzten im August hunderte Jugendliche, die wie
Michael Jackson im Video „Thriller“ verkleidet waren, vor dem Parlament,
um auf ihre Forderungen nach 1,8 Millionen Dollar mehr im Bildungsbereich
aufmerksam  zu  machen.  Andere  hingegen  spielten  einen  gefakten
Massenselbstmord  nach,  um  die  miserablen  Zukunftsperspektiven  von
Jugendlichen darzustellen. Eine der Medial wirksamsten Aktionen war die
Besetzung  eines  Fernsehsenders,  um  im  ganzen  Land  auf  die  tot
geschwiegenen Proteste aufmerksam zu machen. Aber vor allem ernstere
Formen  des  Protestes,  wie  Schulbesetzungen  und  mehrwöchige
Hungerstreiks  finden  in  Chile  statt.

Am 9. August gingen über 150´000 Jugendliche und Lehrer auf die Straßen.
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Die  Antwort  von  der  Regierung  war  der  Einsatz  der  Polizei,  die  mit
Wasserwerfern,  Tränengas  und  über  273  Verhaftungen  gegen  die
Demonstranten vorging.  Doch die Proteste,  die  von über 80 Prozent der
Bevölkerung unterstützt werden, dehnen sich weiter aus! Immer mehr stellen
sich offen gegen die  „neoliberale“  Politik  Chiles,  die  dort  seit  Pinochets
Machtübernahme in den 70ern herrscht. Ab dem 24. August fand ein 48-
s tündiger  Genera ls tre ik  s tat t ,  zu  dem  neben  Jugend-  und
Studentenorganisationen etliche Gewerkschaften aufgerufen hatten.

Q u e l l e :
http://forwhatwearetheywillbe.blogsp
ot.com/2011_09_01_archive.html

Die  Reaktion  des  rechten  Präsidenten  Chiles,  Sebastián  Piñera,  ist
mittlerweile eine Mischung aus Reformversprechen und scharfer Repression,
der mittlerweile auch ein Jugendlicher zum Opfer fiel. Die Bewegung, die
sich am Beispiel des arabischen Frühlings, chilenischer Winter nennt, muss
jetzt  zu  ernsteren  Mitteln  greifen!  Jetzt  geht  es  nicht  mehr  nur  um
politischen Druck. Es geht um einen unbefristeten Generalstreik,  der die
Forderungen  im  Bildungsbereich  erfüllen  kann  –  Ein  Streik,  der  die
Arbeiter_innen, die gesamte Jugend, die Armen aus den Armenvierteln und
die  ländliche  Bevölkerung  einbezieht,  um  die  Kürzungs-  und
Privatisierungspolitik  im  Gesundheits-,  Bildungs-  und  Sozialsystem  zu
beenden! Letztlich können diese Forderungen nur zu Ungunsten der jetzigen
Regierung,  die  gestürzt  werden  muss,  und  der  Kapitalistenklasse  Chiles
umgesetzt werden. Diese Tatsache wirft nicht nur die Frage von Reformen
auf,  sondern  auch,  wer  in  Chile  herrschen  soll  –  das  Kapital  oder  die
Arbeiterklasse, im Bündnis mit der kämpferischen Jugend, der städtischen
Armut und der Landbevölkung? Ein unbefristeter Generalstreik wird diese
Frage unweigerlich aufrufen und die Jugend- und Arbeiterbewegung muss
darauf vorbereitet sein, sie zu ihren Gunsten zu lösen!

Wir rufen daher zur vollen Solidarität mit der chilenischen Jugend-
und  Arbeiterbewegung  auf!  Die  europäische  Bildungs-  und
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Jugendbewegung  muss  den  Kampf  der  Chilenen  bedingungslos
unterstützen!

Vor einem neuen Finanzcrash?
Wir  veröffentlichen  hier  einen  Artikel  der  Gruppe  Arbeitermacht  zur
aktuellen Finanz- und Schuldenkrise. Er befasst sich mit dem momentanen
Sturz  der  Aktienmärkte,  der  europäischen  Union,  den  U.S.A.  und  der
momentanen  Perspektive  für  die  Arbeiterbewegung  –  Martin  Suchanek,
Infomail 572, 12. August 2011

Kapitalistische Widersprüche spitzen sich zu 

Trotz  fieberhafter  Telefondiplomatie  zwischen  Berlin,  Paris  und
Washington ging die Talfahrt der weltweiten Aktienmärkte am 8. August
2011 weiter. In Asien purzelten alle Indices an den Hauptfinanzplätzen Tokio,
Hongkong, Taiwan und Shanghai erneut zwischen 2 und 4 Prozent herunter.
Die europäischen Märkte zogen nach.  Nach ernsten Abwärtsbewegungen
fand sich der deutsche DAX bei 5%igem Abschlag, die Pariser und Londoner
Börse bei 3,7% Minus wieder.

Die US-Märkte konnten sich dieser Welle nicht entziehen, und die Nachricht
vom 5.  August  hat  die  Krisenentwicklung  noch  verstärkt.  Standard  und
Poors, eine der 3 in der Welt führenden Ratingagenturen, verkündeten an
dem  Tag  die  erstmalige  Herabstufung  der  US-Wirtschaft  von  einem
drei fachen  A  auf  AA+.  Trotz  US-Präs ident  Barack  Obamas
Fernsehansprache, in der er seinen Landsleuten versicherte, dass die USA
„immer eine Dreifach A-Nation“ sein werde, gab die Wall Street um 5,6 %
nach.

Am  selben  Tag  gerieten  Italien  und  Spanien  ins  Kreuzfeuer  der
Finanzmärkte, als die Zinsen für italienische und spanische Staatspapiere auf
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über 6% stiegen. Italien als drittgrößte Ökonomie der Eurozone ist mit 1,9
Billionen Euro Schulden belastet. Jetzt drohen diese Länder in den Sog von
Griechenland und Portugal hineingezogen zu werden, für die dann selbst die
‚Rettungsschirme’ von EU und IWF nicht mehr ausreichend gespannt werden
könnten.

Schon jetzt ist klar, dass es nur eine Frage der Zeit sein wird, wann die
europäische  ‚Finanzstabilität’  sich  als  nicht  mehr  haltbar  erweisen  wird,
nicht  einmal  für  die  Ökonomien  auf  seiner  Südflanke.  Ein  Teil  der
Staatsschulden von Griechenland,  Irland,  Portugal,  ja  sogar  Spanien und
Italien wird wohl in absehbarer Zeit abgeschrieben werden müssen.

Die Märkte geben „der Politik“ die Schuld

Die Finanzpresse schiebt einhellig dem US-Präsidenten, dem US-Kongress,
den  europäischen  SpitzenpolitikerInnen  und  der  EU-Kommission  den
schwarzen Peter für das Chaos zu. China stimmt ebenfalls in den Kritikerchor
ein und greift Politiker wie Obama, Merkel und Sarkozy an, sie würden die
Weltwirtschaft durch ‚kleinliches Gezänk’ aufs Spiel setzen und hätten sich
e inmal  mehr  a ls  n icht  fäh ig  erwiesen,  ‚entschlossen’  und
‚verantwortungsbewusst’  zu  handeln.

Natürlich  gibt  es  keinen  Grund,  die  Handlungsweise  von  EU-  und  US-
PolitikerInnen  zu  rechtfertigen.  Aber  sie  treten  nicht  ‚den  Willen  des
Marktes’ mit Füßen, sondern ganz im Gegenteil liegt ihre Schuld gerade in
der sklavischen Unterwerfung unter die Zwänge des Kapitalismus. All diese
Regierungschefs haben nicht nur die Megabanken und Milliardäre gerettet,
sie  haben Abermillionen Menschen von Athen bis  Seattle,  von Kairo  bis
Rejkjavik von Santiago bis Tel Aviv die Kosten für das Wohlergehen dieser
privilegierten Parasiten aufgehalst. ArbeiterInnen, Jugendliche, Arme sowie
auch  Kleinbürgerschichten  leiden  überall  unter  den  Auswirkungen  der
kapitalistischen  Krise,  glücklicherweise  verharren  sie  nicht  mehr  in
Schweigen.

Jetzt  bedroht  ein  weiterer  Finanzkrach  an  den  Aktienmärkten  die
Weltwirtschaft  mit  einer  neuen  Rezession.  Nicht  nur  die  neuesten



Wirtschaftsdaten  aus  den  USA und  Frankreich  sind  alarmierend  für  die
Kapitalisten. Die OECD rechnet damit, dass der Höhepunkt der ‚weltweiten
Erholung’ bereits wieder überschritten sein könnte. Dieser Aufschwung fand
praktisch  ohnedies  nur  in  den  BRIC-Staaten  (China,  Russland,  Indien,
Brasilien) statt sowie in Deutschland und den damit verbundenen Ökonomien
im europäischen Raum.

Seit  der  Weltrezession  2007  treten  große  Teile  der  kapitalistischen
Ökonomien (USA, Japan, West- und Südeuropa) auf der Stelle oder bewegen
sich kaum. Obwohl  Billionen aufgewendet  worden sind,  zunächst  für  die
Auslösung und Stützung der Finanzeinrichtungen, dann durch Nullzinspolitik
für Unternehmen, wie sie die amerikanische Bundesbank betrieb, ist keine
Stabilität eingekehrt.

Die  Maßnahmen  haben  zwar  den  völligen  Zusammenbruch  des
internationalen Finanzsystems verhindern können, die Weltwirtschaft leidet
jedoch weiter an den selben Symptomen, die sich schon bei Krisenausbruch
gezeigt haben.

Kapitalismus selbst ist Ursache der Krise

Die Ursache für die kapitalistischen Weltkrise liegt eben nicht in ‚verfehlter
Politik’ oder in ‚spekulativer Gier’, die letztlich nur die Krise beschleunigt
hat, sondern in der Überakkumulation des Kapitals selbst. Der Kapitalismus
ist das erste System, dessen Krisen als Resultat von ‚Überfluss’ erscheinen,
von zuviel Produktion, zu vielen Arbeitern, zu viel Warenangebot, zu viel
Anlagekapital.  Inmitten einer Spekulations-  und Investitionshysterie platzt
plötzlich eine Krisenbombe.

Das ist allerdings kein Zufall. Immer mehr Kapital wird in den Kapitalstock
an Maschinerie und Gebäuden gesteckt, um die Profitmasse zu erhöhen. und
treibt  den  Investitionslauf  weiter  an.  Aber  der  ständige  Anstieg  dieses
Kapitalbestandteils zu Ungunsten des Anteils an menschlicher Arbeit zieht
‚unbeabsichtigte’  doch  unvermeidliche  Folgen  nach  sich.  Investitionen
werden  mit  immer  geringeren  Profitaussichten  und  weniger  realisiertem
Profit getätigt. Die Rate für den Profit, den Antriebsmotor für Investitionen,



sinkt. Was tun Kapitalisten nun? Sie verlagern ihr Kapital immer stärker in
vielsprechendere Sphären der Ökonomie; auf der Suche nach kurzfristigeren
und besseren Wertmargen ‚investieren’ sie v.a. an den Finanzmärkten.

Das kann für gewisse Zeit funktionieren wie in der Vorkrisenperiode von
2003 –  2007,  aber  dann muss diese Blase platzen,  und eine Krise,  eine
Lähmung des ganzen Systems tritt ein. Diese Krise lässt sich nur lösen, d h.
die Wiederherstellung eines zeitweiligen,  dynamischen Gleichgewichts für
eine neue Ausdehnung kann nur eintreten, wenn genügend Kapital in der
Krise  vernichtet  worden  ist,  wenn  ein  veralteter  Maschinenpark  und
Produktionsmittel ausgemerzt, wenn genug Arbeitskräfte entlassen worden
sind  und  wenn  überschüssiges,  fiktives  Kapital,  das  scheinbar  aus  dem
Nichts  in  den  Finanzmärkten  erzeugt  worden  ist,  vernichtet  und
abgeschrieben  worden  ist.

Aber während Millionen ArbeiterInnen ihre Jobs verloren haben und viele
Klein-  und  Mittelbetriebe  bankrott  gegangen  sind,  fand  immer  noch  ‚zu
wenig’  Vernichtung  von  Kapital  statt,  um das  kapitalistische  System als
ganzes  neu  zu  beleben.  Die  Regierungen  der  großen  imperialistischen
Staaten Deutschland, Frankreich und USA retteten ihre global operierenden
Riesenkonzerne mit staatlichen Geldern, oder wie im Fall von Autohersteller
General Motors in den USA durch vorübergehende Nationalisierung, um die
Karre auf Kosten der Steuerzahler wieder flott zu machen. Wie schon Marx
sagte, Kapitalisten werden über Nacht zu ‚Sozialisten’, wenn es sich um ihre
Verluste dreht.

Aber der eklatanteste Skandal bestand darin, dass die Regierungen nicht nur
den größten Banken und Investmenthäusern Goldman Sachs, Deutsche Bank
und die britische Honkong Shanghai Banking Corporation usw. die von ihnen
selbst  ausgelöste  Krise  überleben  ließen,  sondern  ihnen  auch  noch  die
Spekulationsgewinne  daraus  sicherte.  Im Jahrzehnt  vor  dem Kreditkrach
floss das Kapital in den Händen dieser Institute in Immobilienspekulationen
und danach in schuldenträchtige Staatsanleihen.

Die Rückzahlung des Geldes, das die Deutsche Bank dem griechischen Staat
hochverzinslich lieh, dafür haftet nun der Europäische Finanzstabilitätsfonds.



Es  ist  also  nicht  die  griechische  Ökonomie,  die  ‚gerettet’  wird,  sondern
vielmehr  die  deutschen  und  französischen  Finanzkapitalisten  und  deren
Spekulationsgewinne  aus  den  Geschäften  mit  den  Staatsschulden
Griechenlands  und anderer  Länder.  Ihnen werden die  ‚Investitionen’  mit
hohen Zinsen rückerstattet,  während die Bedingungen,  die an die neuen
Kredite  geknüpft  sind,  die  Lebensbedingungen  von  griechischen
ArbeiterInnen, BäuerInnen, dem Kleinbürgertum und der arbeitslosen Jugend
zerstören.  Wenn  diese  Ausplünderung  der  Massen  in  Griechenland
funktioniert, warum soll sie nicht in Spanien oder Italien durchzuführen sein,
und warum dann nicht auch in den USA oder Britannien, die noch weit mehr
verschuldet sind?

Ungleichzeitige Entwicklung und innerimperialistische Konkurrenz

In den Monaten und Jahren seit der weltweiten Rezession hat sich außerdem
die Schere der ungleichzeitigen Entwicklung in der Weltwirtschaft weiter
geöffnet.  Während  Länder  wie  China,  Deutschland  oder  Indien  sich
verhältnismäßig  schnell  erholt  haben,  zumal  ihre  Kapitalisten  auf  dem
Weltmarkt größere Anteile erwerben konnten, sind andere deutlich zurück
gefallen.

Aber  all  diese  scheinbaren  Erfolge  sind  großenteils  auf  dieselben
Mechanismen und Antriebe zurück zu führen, die auch die Aufwärtsspirale,
das  plötzliche  Scheitern  und  die  schwerfällige  Stagnation  der  anderen
bewegen.  Der  Euro  belastet  bspw.  die  Konkurrenzfähigkeit  der
südeuropäischen Ökonomien, zumal er ihre Exporte verteuert; zugleich aber
begünstigt  er  die  deutsche  Ausfuhrwirtschaft  innerhalb  und  noch  mehr
außerhalb der Europäischen Union.

Eine rein deutsche Währung, die sich wie die DM in der
Vergangenheit ausschließlich auf die hoch produktive deutsche Wirtschaft
stützen  würde,  wäre  den  Wechselkursmodalitäten  mit  einer  starken
Aufwertung wesentlich schärfer ausgeliefert als der Euro. Dieser Erfahrung
unterliegt gerade der Schweizer Franken zum Schaden der eigenen Exporte.
Für  das  deutsche  Industriekapital  ist  also  der  ‚schwächere’  Euro
vergleichsweise  vorteilhafter.



Der  kurzzeitige  Vorsprung für  die  deutschen Kapitalisten  muss  vor  dem
Hintergrund der längerfristigen strategischen Orientierung des deutschen
Imperialismus gesehen werden, der sich als führende Macht in der Eurozone
und damit in ganz Europa absichern will. Derzeit ist er in seinen politischen
und  geostrategischen  Bestrebungen  durch  verfassungsmäßige
Beschränkungen  innerhalb  der  EU  als  Bündnis  von  Nationalstaaten
behindert.

Für die deutschen Imperialisten ist die gegenwärtige Schuldenkrise in der
EU trotz der Gefahr für das gesamte EU-Projekt und den Euro auch eine
Chance,  den  anderen  europäischen  Staaten  die  Anerkennung  eines
deutlichen  und  dauerhaften  Schrittes  zu  einer  gefestigteren  politischen
Union mit einer klareren Dominanz Deutschlands abzunötigen. Natürlich soll
Frankreich  Juniorpartner  sein,  der  Deutschlands  wirtschaftliche
Überlegenheit  eingesehen hat.  Für das deutsche Finanzkapital  und seine
Regierung  ist  die  derzeitige  Krise  von  dem  her  nicht  einfach  eine
wirtschaftliche Angelegenheit, sondern auch ein Schlachtfeld, auf dem die
eigene  Macht  in  der  Europäischen  Union,  deren  Charakter  grundlegend
verändert werden soll, ausgebaut werden kann.

Fast  noch  bedeutsamer  erscheint  der  Umstand,  dass  die  riesigen
Dollarreserven Chinas die USA noch abhängiger von Peking werden lassen.
War zur Jahrhundertwende die Anhäufung der US-Währung noch ein Mittel,
den US-Markt für chinesische Waren zu öffnen, so nutzt China dies heute
immer offener als Druckmittel gegen die USA. Die chinesische Ratingagentur
Dagong hat die US-Wirtschaft  bereits  eine Woche vor Standard & Poors
herabgestuft.

Nach  dem langen  und  grotesken  Tauziehen  in  Washington  um die  US-
Schuldenobergrenze,  den  Wochen  des  Patts  zwischen  Obama  und  der
republikanischen Mehrheit  im US-Kongress forderte China,  dass die USA
„verantwortungsbewusst in Hinsicht auf die Weltwirtschaft handeln“ müsse.
Der chinesische Staat erwartet von den USA eine „entschlossene Politik“, um
ihre  chronischen  Schulden  durch  massive  Kürzungen  bei  Sozial-  und
Rüstungsausgaben  loszuwerden.



Die chinesischen Befürchtungen gegenüber der US- und europäischen Politik
sind auch die Folge der allzu deutlichen Drohung, dass die Abwertung des
US-Dollar und des Euro die Wareninflation weiter anheizen würde, wie das
schon  mit  verheerenden  Auswirkungen  auf  die  Ökonomien  und
Bevölkerungen  der  ärmeren  Länder  der  Fall  war.

China selbst kämpft gegen eine wachsende Inflation und das Gespenst einer
Krise in der eigenen kapitalistischen Entwicklung. Das wiederum verheißt
eine  Zunahme  der  Instabilität  und  eine  neue  Abwärtsspirale  der
Weltwirtschaft.

Explosiver Charakter…

Diese  Beispiele  verweisen  auf  zwei  bedeutsame  Umstände,  die  die
gegenwärtige  Finanz-  und  Wirtschaftskrise  so  explosiv  machen:

a)  Die  offenkundige  Uneinigkeit  und  Unentschlossenheit  zwischen  und
innerhalb  von  Regierungen  und  Parlamenten  sind  nicht  nur  kleinliches
Gezänk;  sie  spiegeln  wirkliche  Spaltungen  zwischen  konkurrierenden
Kapitalen  und  Fraktionen  der  herrschenden  Klasse  wider.

b) Die gegenwärtige Periode ist gekennzeichnet von tiefer Strukturkrise des
Kapitalismus,  die  die  Risse  zwischen  den  kapitalistischen  Hauptmächten
verbreitert  und  verschärft.  Sie  lässt  die  internationale  Konkurrenz
anwachsen und geht Hand in Hand mit einem sich anbahnenden Kampf um
die Neuaufteilung der Welt zwischen diesen Mächten.

Gemeinsam  ist  allen  Fraktionen  der  herrschenden  Klasse  jedoch  die
Entschlossenheit,  die  Arbeiter  und  Armen  für  die  fortschreitende
Schuldenkrise zahlen zu lassen. Die USA habe ihr Kürzungsprogramm mit
2,4  Billionen  Dollar  von  Einsparungen  an  öffentlichen  Ausgaben  in  den
nächsten 10 Jahren verkündet.  Die Speerspitze der Attacken richtet  sich
gegen  das  Gesundheitswesen.  In  Italien  haben  die  Parlamente  einen
Burgfrieden  mit  dem  reaktionären  Ministerpräsidenten  Berlusconi
geschlossen und ermöglichen so, dass die ‚Sparprogramme’ vorangetrieben
werden, ein verschleiernder Begriff,  unter dem zynische Attacken auf die
Lebensbedingungen  von  Arbeitern,  Armen  und  auch  Kleinbürgern



durchgeführt  werden.

Angesichts der Krise, der wachsenden imperialistischen und kapitalistischen
Konkurrenz  sowie  der  ungezügelten  rücksichtslosen  Offensive  gegen  die
Arbeiterklasse werden die Kommentatoren der herrschenden Klasse nervös
und unzufrieden mit ihren PolitikerInnen. Sind Obama und der ganze US-
Kongress der Situation gewachsen? Nehmen Sarkozy und Merkel, ganz zu
schweigen von dubiosen Figuren wie Berlusconi die Krise wirklich wahr?
Noch  schockierender  für  die  herrschende  Klasse  ist,  dass  manche  ihrer
Kommentatoren sich fragen, ob nicht jeder bürgerliche Politiker, der antritt,
das System zu retten, angesichts des historischen Ausmaßes der Weltkrise,
sich als inkompetent erweisen wird.

Reformistische Politik und Illusionen:

Doch  andererseits  kann  die  herrschende  Klasse  beruhigt  sein,  dass  die
Führungen  der  Labour  und  sozialdemokratischen  Parteien,  der
bürokratischen Gewerkschaften, die mit diesen Parteien oder gar den offen
kapitalistischen Demokraten verbunden sind, ihnen eilig und eifrig bei der
Rettung des Systems helfen wollen. Während Reformisten an der Regierung
wie José Luis Zapatero in Spanien selbst die kapitalistischen Attacken tragen,
entdecken  ihre  Gesinnungsgeschwister  in  der  Opposition  auf  einmal
‚radikalere’  Lösungsvorschläge.

Gordon Brown, der frühere britische Premierminister rät nun zur Rückkehr
zum Keynesianismus.  Er befürwortet  Steuererhöhungen für die reicheren
Teile der Gesellschaft und erhöhte Staatsausgaben. Ähnliche Erklärungen
kommen vom deutschen SPD-Vorsitzenden Sigmar Gabriel, früher Minister in
Gerhard  Schröders  und  Angela  Merkels  Kabinett.  Er  fordert  eine
‚europäisches  Konjunkturprogramm’.  Ein  Brown/Gabriel-New  Deal  Kurs
würde, so meinen sie,  die EU, den Euro,  die europäische Ökonomie,  die
Profite  und  Konkurrenzfähigkeit  ihrer  Bosse  und  gleichzeitig  den
Lebensstandard  der  ArbeiterInnen,  wenigstens  der  europäischen,  retten.

Man muss  sich  wundern,  warum diese  Labour  und sozialdemokratischen
Helden,  als  sie  in  der  Regierung  saßen,  ihre  keynesianische  Politik  zur



Auslösung von Banken oder den Haushalt zur niedrigen Besteuerung von
Reichen benutzt haben wie dies Tony Blair mit seiner Politik des ‚dritten
Wegs’  oder Schröder mit  seiner Orientierung auf  die  ‚neue Mitte’  getan
haben. Man muss sich wundert, warum Brown das Programm von Kürzungen
durchgeführt hat,das so viele seiner ParteianhängerInnen empört hat, oder
warum  Gabriel  die  Agenda  2010  vorangetrieben  hat,  eine  strategische
Offensive  gegen  die  Nachkriegserrungenschaften  der  deutschen
Arbeiterklasse.

Es ist dieselbe sozialdemokratische Story seit fast 100 Jahren. Einmal an der
Regierung,  behaupten  sie,  sie  seien  ‚gezwungen’  die  Gegebenheiten  der
kapitalistischen Ökonomie zu akzeptieren. Zurück in der Opposition, fühlen
sie sich frei, von einer alternativen Regierungspolitik zu träumen, natürlich
auf der Grundlage von versöhnlicher Klassenharmonie.

Lenin hat einmal darauf hingewiesen, dass es selbst in der tiefsten Krise des
Kapitalismus keine absolut hoffnungslose Lage für die herrschende Klasse
gibt, solange sie nicht von der Macht verjagt worden ist. Anscheinend ist bei
sozialdemokratischen  Führern  die  Hoffnung  auf  Partnerschaft  und
Klassenkompromiss unausrottbar, selbst angesichts einer historischen Krise
des Kapitalismus als Weltsystem.

Führungskrise der Arbeiterklasse!

Solange die Arbeiterklasse Führer dieses Schlages von Parteien wie SPD und
Labour  hat,  solange  die  Gewerkschaften  sie  unterstützen  und  ihre
reformistischen  Ideen  die  Arbeiterbewegung  dominieren,  stehen  die
Aussichten gut für die herrschende Klasse, ihre Herrschaft zu behalten. Es
ist  die  historische Führungskrise  des  Proletariats,  die  in  Irreführern wie
Brown  und  Gabriel  zum  Ausdruck  kommt  und  damit  entscheidend  die
herrschende Klasse stärkt.

Sie bilden ein gewaltiges Hindernis,  dass der Widerstand erst  beseitigen
muss, will er erfolgreich die gegenwärtigen Attacken zurückschlagen. Die
Arbeiterbürokratie  in  den  reformistischen  Parteien  und  Gewerkschaften
verh inder t  wo  s ie  kann  d ie  no twend igen  entsch lossenen



Gegenwehrmaßnahmen. Sie sind entschiedene Gegner von Massenprotesten
und Demonstrationen, die über gelegentliches Dampfablassen hinausgehen
könnten.  Sie  hassen  den  bloßen  Gedanken  an  ‚illegale’  Besetzungen,
politische Massenstreiks oder gar an einen Generalstreik. Sie blockieren wo
sie können den Aufbau von demokratisch koordinierten Kampforganen, von
Massenversammlungen  am  Arbeitsplatz  und  in  Wohngebieten,  von
Aktionsausschüssen.

Deshalb müssen wir uns und anderen helfen sich zu organisieren, darum
müssen wir  von  den Massenorganisationen der  Arbeiterklasse  und ihren
Führern diese Art von Aktionen fordern, zugleich aber für Lösungen der
Schuldenkrise im Sinne der Arbeiterklasse kämpfen, dass die Bosse, Bänker
und Großkapitalisten für ihre Krise zahlen. Wir müssen die Besteuerung der
Reichen und Konzerne fordern, die entschädigungslose Verstaatlichung aller
Banken und ihre Zusammenfassung in eine Staatsbank. Um die Erwerbslosen
in gesellschaftlich sinnvoller Beschäftigung aufzufangen, müssen wir einen
Plan zur Schaffung von sozialen Wohnungen,  eine Wiederherstellung der
Versorgungs- und Bildungssysteme fordern.

Deshalb  müssen wir  den Kampf  um unmittelbare  Massenaktion mit  dem
Eintreten
für  eine  Arbeiterregierung  verbinden,  die  sich  auf  Massenorgane,
Keimformen  von  Arbeiterräten,  die  aus  solchen  Kämpfen  hervorgehen.
berufen  können.

Um solche  Kämpfe  bis  zum siegreichen  Abschluss,  dem Sturz  des  dem
Untergang  geweihten  kapitalistischen  Systems  selbst,  führen  zu  können,
brauchen  wir  eine  politische  Alternative  an  Stelle  des  in  die  Sackgasse
führenden Labour-, sozialdemokratischen oder irgendeiner anderen Art von
Reformismus: neue antikapitalistische und revolutionäre Parteien und eine
neue, Fünfte Internationale.



Überausbeutung,  Betrügereien
und Klassenjustiz: Die Praxis der
„Leiharbeit“ (2)
Bericht eines jungen Leiharbeiters – Teil 2

Da ich als  18jähriger von der Arbeitsagentur Esslingen weder einen
Ausbildungs-  noch  einen  regulären  Arbeitsplatz  angeboten  bekam,
begann  ich  Mitte  Februar  eine  Beschäftigung  bei  der  Leiharbeitsfirma
„persona service“ als „ungelernte Arbeitskraft“. Bei dieser Tätigkeit wurde
ich ständig auf wechselnden Stellen eingesetzt. Jedes Mal immer nur wenige
Tage bei demselben Entleiher, bis der nächste „Einsatz“ kam. Häufig kam es
aber vor, dass es gar keinen Einsatz für mich gab. Man sagte mir dann jedes
Mal, ich solle mich bereit halten. Die Leihfirma hätte mich also jedes Mal
bezahlen  müssen,  da  ja  nicht  ich,  sondern  der  „Arbeitgeber“  für  die
Ausfallzeiten  verantwortlich  war.  Tatsächlich  wurde  die  Zeit  jedoch  als
„Unentschuldigtes Fehlen“ vom Lohn abgezogen. Ende April kündigte ich das
Arbeitsverhältnis  fristlos  und forderte  meinen vorenthaltenen Arbeitslohn
zunächst bei der Leiharbeitsfirma ein. Nachdem dies erfolglos blieb verklagte
ich die Leiharbeitsfirma beim Arbeitsgericht.

„Gütetermin“

Am 26. August war „Gütetermin“. Nachdem zwischenzeitlich die Leihfirma
Klageabweisung  beantragte  und  nebenbei  9  (!)  „Abmahnungen“  wegen
„unentschuldigten  Fehlens“  aus  dem  Hut  zauberte,  ließ  der  Richter
durchblicken, dass ich ganz schlechte Karten hätte,  da ich einerseits für
Februar  und  März  meine  Entgelt-Reklamation  nicht  schriftlich  belegen
konnte, andererseits die Beweislast generell bei demjenigen liegt, der vom
andern etwas fordert.

In meinem Fall hätte ich also „beweisen“ müssen, dass die Leiharbeitsfirma
tatsächlich  keinen  Einsatz  für  mich  gehabt  hatte.  Ich  frage  mich  allen
Ernstes,  wie  ich  das  hätte  beweisen  sollen.  Wahrscheinlich  hätte  ich
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sämtliche telefonischen Gespräche mit der Leihfirma mitschneiden müssen…

Vor diesem Hintergrund schlossen wir einen „Gerichtlichen Vergleich“. Da
für Februar und März die Reklamationsfrist  (diese beträgt nur 1 Monat)
abgelaufen  war,  bekomme ich  für  diese  Monate  nichts  mehr.  Für  April
bekomme ich nachträglich 80 % meines eigentlichen Entgelts – immerhin ein
„Teilerfolg“.

Mein Rechtsempfinden bleibt allerdings erschüttert. Vorsätzlicher Betrug gilt
ja  normalerweise  als  Straftat.  Andererseits  gelten  jedoch  zweifellos
unterschiedliche Maßstäbe darin, wer wen betrügt. Betrügt z.B. ein abhängig
beschäftigter  „Arbeitnehmer“  seinen  „Arbeitgeber“,  drohen  ihm  schnell
saftige Geldstrafen oder Gefängnis – in jedem Fall aber die Kündigung – was
durchaus  den  Verlust  der  Existenz  bedeuten  kann.  Betrügt  dagegen  ein
„Arbeitgeber“  seinen  Beschäftigten,  droht  ihm  allerhöchstens  die
Nachzahlung des eigentlich „korrekten“ Entgelts.  Etwas Schlimmeres als
vielleicht  noch  einen  gewissen  Imageverlust  braucht  insbesondere  eine
Leiharbeitsfirma ja wohl nicht zu fürchten. Klassenjustiz pur!

Ich bezweifle, dass ich ein Einzelfall bin. Jedenfalls müssen die Praktiken von
Leiharbeitsfirmen  bekannt  werden.  Die  Methoden,  sich  auf  Kosten  der
Schwächsten am Arbeitsmarkt zusätzlich zu bereichern, sind das Letzte!

Mein eigener Fall bestätigt mehr denn je meine Meinung:

Leiharbeit gehört generell abgeschafft und verboten!

Unter  http://www.onesolutionrevolution.de/?p=1426  könnt  ihr  den  ersten
Teil lesen, in dem der jugendliche Leiharbeiter zuerst Berichtete.

http://www.onesolutionrevolution.de/?p=1426


Gaddafi ist am Ende – wie kann
die  Revolution  permanent
werden?
Der Artikel, der sich mit dem Sturz Gaddafis und den kommenden Aufgaben
fü r  d i e  Revo lu t i on  i n  L ibyen  beschä f t i g t  wurde  von  de r
Arbeitermachthomepage  unter  http://www.arbeitermacht.de/  übernommen
und ist auch in der Zeitung „Neue Internationale“ 162, im September 2011
zu lesen.

Die Revolution in Libyen macht rasche Fortschritte.  Große Teile der
Hauptstadt  Tripolis  werden  von  den  Rebellen,  die  rasch  ins

Stadtzentrum  vorstoßen,  gehalten.  In  mehreren  Stadtteilen  kam  es  zu
Aufständen gegen Gaddafi und die ihm verbliebenen Truppen.

Während wir diese Stellungnahme verfassen, wehrt sich Gaddafi mit seinen
letzten Getreuen verbittert, auch wenn es Gerüchte gibt, dass er das Land
schon verlassen hätte. In jedem Fall erleben wir die letzten Stunden seiner
blutigen Despotie.

Sieg der ersten Phase der Revolution!

Der rasche Vorstoß der Rebellen wurde anscheinend durch das Überlaufen
des  Stadtkommandanten  von  Tripolis  erleichtert,  der  insgeheim mit  den
Rebellen abgesprochen haben soll, ihnen den Zugang zur Stadt zu öffnen und
seine Streitkräfte zurückzuziehen.

Berichten zufolge waren es die Arbeiterviertel in der Hauptstadt Tripolis, die
angesichts

der heranrückenden Rebellen die Gunst der Stunde nutzen, und sich gegen
die  Schergen  des  Regimes,  gegen  Geheimpolizei  und  Spezialkommandos
Gaddafis erhoben.

Der Jubel auf den Straßen legt nahe, dass die Bevölkerung von Tripolis den
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Sieg der  Rebellen  als  Akt  der  Befreiung betrachtet,  dass  die  Revolution
gegen Gaddafi entgegen der Behauptungen seiner Apologeten, auch in der
Hauptstadt  überaus  populär  war.  Gaddafis  Lobredner  wie  der
Venezuelanische Staatspräsident Chavez und diverse stalinistische Parteien,
die ihn zum „anti-imperialistischen“ Helden stilisieren wollten, haben sich
gründlich blamiert.

Gaddafi  war  niemals  ein  „Anti-Imperialist“,  noch  war  er  ein  sozialer
Wohltäter. Der Zusammenbruch seines Regimes zeigt, dass die große Masse
der Bevölkerung seinen Sturz herbeisehnte und dass sein Regime selbst in
der Hauptstadt keine Basis hatte.

Die Form seines Sturzes – die Übernahme der Stadt durch eine schlecht
ausgerüstete, aber hoch motivierte Rebellenarmee und durch Aufstände in
den Stadtteilen – zeigt, dass wir es in Libyen trotz der reaktionären, pro-
imperialistischen Führung um den „Nationalen Rettungsrat“ und trotz NATO-
Bombardements nicht einfach mit Fußtruppen des Imperialismus, sondern
mit einer wirklichen „Volksrevolution“ zu tun haben, einer Revolution also,
die ähnlich der von Marx so charakterisierten „Volksrevolution“ von 1848
alle  Schichten  der  libyschen  Nation  umfasst.  Doch  dieser  Sieg  stellt
gleichzeitig  die  Frage  nach  dem  weiteren  Verlauf  und  Schicksal  der
Revolution.

Wie weiter?

Libysche  Rebellen,Autor:  VOA  –  Phil  Ittner;
Lizenz:  Public  Domain;  Quelle:  Wikimedia
Commons

Die aktuelle Frage lautet daher: Wie sieht ein Libyen nach Gaddafi aus? Wie
können die

NATO-Imperialisten und der von ihnen gestützte „Nationale Übergangsrat“
in  Benghazi  daran  gehindert  werden,  sich  die  Früchte  der  Revolution
anzueignen?

http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2011/08/Libysche-Rebellen.png


Die  imperialistischen  Mächte  –  allen  voran  die  NATO-Mächte  USA,
Britannien,  Frankreich  –  wollen  eine  pro-westliche  Regierung  in  Libyen
installieren,  die  sich  auf  ehemalige  Offiziere,  Polizeikräfte,  Militärs  und
Geheimpolizei  stützt,  die allesamt einmal Unterstützer des alten Regimes
waren.

Die Verteidigung der libyschen Unabhängigkeit vom Imperialismus ist daher
eine zentrale Aufgabe des nächsten Stadiums der Revolution.

Revolutionäre  KommunistInnen  sollten  sich  über  die  Bedeutung  dieser
Ereignisse klar sein. Die libysche Revolution und ihr Sieg im Bürgerkrieg
werden die Revolution im Nahen Osten und Nordafrika wiederbeleben – nach
einem Sommer der Rückschläge, der Paralyse und eines Vormarsches der
Konterrevolution, sei es in blutiger Form wie in Syrien, sei es durch eine
„demokratische“ Hinhaltetaktik  wie in  Ägypten.  Sie  wird die  Rebellen in
Syrien ermutigen,  ihren heroischen Kampf zum Sturz  der  Assad-Diktatur
fortzusetzen.  Sie  könnte  auch  die  Rebellionen  in  den  Golf-Staaten
wiederbeleben, die palästinensische Intifada stärken und die Bewegungen in
Ägypten und Tunesien ermutigen, gegen die neuen, vom Militär gestützten
Regime vorzugehen.

In  einer  bestimmten  Hinsicht  ist  die  libysche  Bewegung  weiter
fortgeschritten als die Revolutionen in Ägypten oder Tunesien. Die libyschen
Streikkräfte sind weitgehend zersetzt. Tausende Libyer wurden bewaffnet,
im Kampf geschult und haben milizartige Verbände gebildet. Es handelt sich
dabei  nicht  um  Berufssoldaten,  sondern  um  Ingenieure,  Doktoren,
Arbeitslose. Die Volksrevolution wurde zu einem Bürgerkrieg aufgrund der
blutigen Unterdrückung durch das Gaddafi-Regime. Jetzt muss der Despot
den Preis dafür bezahlen.

Andererseits stellen die Intervention und Präsenz der NATO-Mächte sowie
ihr Prestige unter den Massen eine Bedrohung dar.  Die Massen müssen
vermeiden, unter der Aufsicht des Übergangsrates zu einer Unterstützung
imperialistischer Öl-Interessen missbraucht zu werden.

Das  politische Bewusst  der  Massen ist  widersprüchlich.  Unterschiedliche



Strömungen,  politische  Ideologien  und  Ideen  manifestieren  sich,  welche
dominieren und letztlich siegreich hervorgehen werden, ist eine Frage des
politischen Kampfes.

Der unmittelbare Kampf muss sich darauf konzentrieren, vor den Gefahren
zu warnen und über die Gefahren auszuklären, die von den imperialistischen
Mächten ausgehen, die ihren Preis für die militärische Unterstützung der
Revolution erhalten wollen.

In dieser Situation müssen revolutionäre KommunistInnen folgende
Forderungen erheben:

Keine Unterstützung für den Nationalen Übergangsrat! Macht die
Revolution permanent mit dem Ziel, die bürgerliche Regierung durch
eine Arbeiterregierung zu ersetzen! Keine Entwaffnung der Milizen!
Lokale  Komitees  der  Aufständischen  müssen  zu  Räten  der
ArbeiterInnen,  der  Jugend  und  KämpferInnen  werden!
 Migrantische ArbeiterInnen, wie jene aus den Ländern südlich der
Sahara, müssen verteidigt werden! Harte Strafen für alle, die sich an
ihnen vergehen oder alle, die Racheakte unter den Clans entfachen
wollen!
Für  den  Aufbau  unabhängiger  Gewerkschaften!  Kampf  für  eine
unabhängige und revolutionäre Verfassungsgebende Versammlung.
Aufhebung  aller  Verträge  und  Abkommen  des  Nationalen
Übergangsrates und des Gaddafi-Regimes mit der NATO, der EU und
den Imperialisten! Angesichts der Tatsache, dass Libyen ein Staat ist,
der sich weitgehend aus der Grundrente aus seinen Ölvorkommen
finanziert,  ist  es  entscheidend,  dass  über  seine  Einkünfte
demokratisch entschieden wird – durch Arbeiterräte. Keine Übergabe
des Ölreichtums an die imperialistischen Konzerne – seien sie US-
amerikanischer, europäischer oder chinesischer Herkunft!
Auflösung  der  Überreste  der  nationalen  Armee  und  Polizei!  Für
Volksmilizen, die demokratisch geleitet und organisiert werden durch
Revolutionsräte! Einberufung einer Konstituierenden Versammlung,
die  demokratisch über  die  Zukunft  des  Landes  bestimmt –  unter
Kontrolle dieser Räte!



Alle NATO-Spezialkräfte raus aus Libyen! Nein zu allen NATO-Basen
im  Land!  Ausländische  Banken  und  Regierungen  müssen  die
eingefrorenen  Gelder  an  das  libysche  Volk  übergeben!  Keine
Privatisierungen!  Arbeiterkontrolle  über  die  Öl-Förderungen  und
über  a l l e  Indus t r i en ,  den  F inanzsek to r  und  g roße
Dienstleistungsbereiche! Konfiskation des Vermögens von Gaddafi!
Für  eine  massives  Bauprogramm  von  öffentlichen  Wohnungen,
Schulen  und  Krankenhäusern!
Verbindet Euch mit der tunesischen und ägyptischen Revolution –
mobilisiert die Massen zur Unterstützung der Kämpfe in Algerien,
Syrien und Palästina gegen Diktatur und Besatzung!
Aufbau einer revolutionären Partei  in Libyen als Teil  einer neuen
Arbeiterinternationale!

Heraus  zum  revolutionären
ersten Mai 2011!
Auch  dieses  Jahr  finden  wieder  in  zahlreichen  Städten  1.Mai-
Demonstrationen der Gewerkschaften und revolutionäre 1.Mai-Demos von
Bündnissen statt. Wir rufen dazu auf, sich an diesen Demonstrationen zu
beteiligen!

Wir vertreten die Ansicht, dass es wichtig ist, auf den Gewerkschaftsdemos
sichtbar aufzutreten  – als antikapitalistischer, klassenkämpferischer Block.

Warum?

Weil  wir den Bürokrat_innen des DGB nicht das Feld überlassen wollen!
Obwohl  die  1.Mai-Demos  mittlerweile  zu  Feiertagsspaziergängen  mit
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anschließendem  Wurst  grillen  verkommen  sind,  mobilisieren  die
Gewerkschaften immer noch Tausende von Arbeiter_innen, die nichts mit den
Führungen gemeinsam haben – auch sie wollen gegen das Kapital kämpfen,
auf  die  eine  oder  andere  Weise,  in  mehr  oder  weniger  zugespitzten
Konflikten.

Ein  Fernbleiben und reines  Denunzieren der  Gewerkschaftsdemos würde
bedeuten,  diese  Arbeiter_innen  dem  alleinigen  Einfluss  der  offiziellen
Gewerkschaftspolitik zu überlassen. Darüber hinaus mobilisieren wir auch
für  die  revolutionären  Demos,  die  im  Anschluss  oder  später  am  1.Mai
stattfinden, um auch eine deutlich kämpferische Perspektive auf die Strasse
zu tragen.

Leider gibt es auch dieses Jahr wieder eine Reihe von Naziaufmärschen am
1.Mai,  so z.B. in Bremen und in Heilbronn (bei Stuttgart).  Wo die Nazis
marschieren und diesen Tag in ihren braunen Dreck ziehen wollen, treten wir
natürlich dafür ein, sich ihnen in den Weg zu stellen!

Im folgenden unser gemeinsamer Aufruf mit der Gruppe Arbeitermacht:

Krise | Widerstand | Revolution

Stoppt Sozialabbau, Sparpakete und Entlassungen!

Das Jahr 2010 war durch eine Welle der massivsten sozialen Angriffe der
letzten  20  Jahre  gekennzeichnet.  Sparpakete  wurden  in  fast  allen
europäischen Ländern geschnürt. Es gab hunderttausende von Entlassungen
in ganz Europa, Löhne wurden gekürzt und Sozialausgaben gestrichen. Das
Kapital machte eindeutig klar, dass die einfache Bevölkerung, Jugendliche,
Arbeitslose, RentnerInnen und ArbeiterInnen für die Krise des Kapitalismus
zahlen sollen!

Nachdem  Milliarden  zur  Rettung  der  Banken  und  Großunternehmer
bereitgestellt wurden sind nun die meisten Staaten hochverschuldet. Weitere
soziale Angriffe werden die unvermeidbare Folge sein. Aber vor allem ist die
Grundlage der letzten Wirtschaftskrise weiterhin aktuell: Spekulationsblasen,
jetzt  auf  Staatsschulden,  der  Fall  der  Profitraten  und  die  zunehmende



Konkurrenz  der  kapitalistischen  Staaten  –  all  das  verschärft  diese
Systemkrise!

Hierzulande  sieht  die  Antwort  von  SPD,  Linkspartei  und  den
Gewerkschaftsführungen  vor  allem  danach  aus,  jeden  sozialen  und
politischen Widerstand aus zu bremsen. Die sozialdemokratische Führung
der arbeitenden Bevölkerung setzt alles daran, eine außerparlamentarische
Bewegung  zu  verhindern.  Jedoch  gab  und  gibt  es  in  Griechenland,
Frankreich und anderen Staaten Generalstreiks gegen die Sparpakete. Aber
es  gab  keine  Vernetzung,  keine  Koordinierung  des  Widerstands.  Die
Konsequenz war eine gespaltene Bewegung, die von den Herrschenden leicht
geschlagen werden konnte.

Die Revolution erhebt ihr Haupt!

Doch nicht nur in Europa hat die Krise eine neue Welle des Widerstandes
entfacht.  Seit  Ende  2010  sehen  wir  mutig  geführte  Revolutionen  im
arabischen  Raum  gegen  die  dortigen  Diktaturen.

Ben  Ali,  Mubarak,  bald  Gaddafi  –  die  Marionetten  des  internationalen
Kapitals  sind  gestürzt  worden.  Diese  Region  kann  schnell  ein  wichtiges
Zentrum des internationalen Widerstands gegen Staat und Kapital werden!
Die  afrikanischen  und  arabischen  Völker  wollen  ihre  Fesseln  der
jahrzehntelangen Diktatur abgelegen. Die jetzigen Bewegungen dort,  ihre
demokratischen und sozialen Kämpfe, sind der Versuch ein Ende zu machen
mit  der  andauernden  Ausbeutung  durch  den  amerikanischen  und
europäischen Imperialismus. Denn die USA und die imperialistischen Staaten
der EU setzen ihre Profitinteressen seit jeher rücksichtslos durch – bis hin zu
Krieg und Besatzung . Daher gilt unsere volle Solidarität den Kämpfen im
arabischen Raum gegen die  Diktaturen und den Imperialismus.  Zugleich
müssen  wir  unsere  Perspektive  mit  den  aktuellen  Klassenkämpfen  hier
verbinden –  ganz wie Karl  Liebknecht  meinte:  „Der Hauptfeind steht  im
eigenen Land“. Es sind die Großkonzerne, Banken und Regierungen hier, die
die  Diktaturen  weltweit  unterstützen.  Die  Bedingung  dafür  ist  klar  und
einfach:  Unterwerfung  unter  die  Profitinteressen  des  Imperialismus.  So
macht auch das deutsche Kapital gute Geschäfte mit den Regimes im Nahen-



und Mittleren Osten.

Die Jugend kämpft um ihre Zukunft!

Im arabischen Raum steht die Jugend an vorderster Linie der Proteste. Ihre
Zukunft  ist  ungewiss,  Arbeitslosigkeit,  wenig  Bildungschancen  und  ein
korruptes kapitalistisches System stehen ihnen im Weg. Diese Ausgangslage
eint die arabische mit der europäischen Jugend. In Griechenland, Frankreich,
Großbritannien und Spanien ist es die Jugend die gegen die Sparpakete auf
die Straße geht, die gemeinsam mit den Beschäftigten den Regierungen den
Kampf angesagt hat. Die weltweite Wirtschaftskrise hat für alle Teile der
Bevölkerung, egal ob jung oder alt, die Frage aufgeworfen, welche Zukunft
wir haben wollen. Die Jugend gibt derzeit eine kämpferische Antwort, ob mit
der Gründung von Selbstverteidigungsmilizen in Tunesien und Ägypten, oder
durch die  Besetzung der  konservativen Parteizentrale  in  London –  diese
Jugend will ihre Zukunft selbst in die Hand nehmen. Gemeinsam mit der
aktiven Jugend wollen wir von REVOLUTION und der Gruppe Arbeitermacht,
einen  internationalen  Widerstand  aufbauen,  gegen  die  Krisenlösung  des
Kapitals, für eine sozialistische Zukunft!

Gegen rassistische Hetze – für Internationalismus und Solidarität!

Auch hier haben die rassistischen Thesen Sarrazins und die anschließende
„Terroristenpanik“  deutlich  gezeigt,  wohin  „unsere  Demokratie“  steuert.
Offene Hetze gegen ethnische,  religiöse und soziale  Minderheiten waren
stets Teil der „Krisenlösung“ des Kapitals. Staats- und Medienapparat geben
sich  größte  Mühe,  die  Mehrheit  im  Lande  zu  spalten.  Vor  allem  in
Deutschland bieten sich besonders die bürgerlichen Parteien der „Mitte“ an,
den  Job  zu  erledigen,  den  in  anderen  Ländern  rechtsextreme  und
populistische Parteien übernehmen. Genutzt wurden diese Debatten, um von
den wirklichen Verbrechern dieser Gesellschaft abzulenken. So wurden den
Arbeitslosen zunächst viele Euro durch die Streichung des Elterngeldes und
des  Heizkostenzuschuss  gestrichen.  Die  von  der  SPD  mitgetragene
„Erhöhung“ von 5€ 2011 und noch mal 3 € 2012, scheint dagegen nahezu als
Hohn  gegenüber  allen  Betroffenen.  Gleichzeitig  konnten  viele
Stammbelegschaften der Industrie durch Kurzarbeit und andere staatliche



Subventionen ihre Job´s zunächst behalten. Doch auch dort beginnt jetzt der
Übernahmekampf. Nach der Krise stehen viele Unternehmen schwächer und
einige  wenige,  stärker  da.  Das  wird  sich  auch  in  Entlassungen  äußern!
Während sich also die Finanzmärkte und das Kapital  über hunderte von
Milliarden freuen dürfen, wie zum Beispiel die Eurorettungsgelder von 750
Milliarden €, wird bei den Ärmsten eingespart und die rassistische Hetze
forciert. Dagegen müssen wir gemeinsam Stellung beziehen! Die nächsten
Jahre werden weitere Krisen, Aufschwung für wenige und Abschwung für die
Mehrheit  bringen.  Verschiedene Staaten  werden zu  Spekulationsobjekten
werden  und  andere  werden  weitere  Sparangriffe  vorbereiten.  Dagegen
brauchen  wir  einen  international  koordinierten  Abwehrkampf,  der  nicht
Stopp an Staatsgrenzen macht. Einen gemeinsamen Kampf, in dem es egal
ist, welche Hautfarbe man hat, welche Sprache man spricht oder welchem
Geschlecht man angehört. Gemeinsam mit den Beschäftigten müssen wir die
Rechte der Arbeitslosen verteidigen, müssen Mindestlöhne erkämpfen und
mit der Jugend und der ArbeiterInnenbewegung Rassismus und Faschismus
entgegen treten. Die Revolutionen im arabischen Raum können ein Zeichen
für  die  nächsten  Jahre  sein.  Lasst  uns  daher  gemeinsam  streiten  und
kämpfen, in den Stadtvierteln, Betrieben, Schulen & Unis – für eine starke
Bewegung gegen Sparangriffe und Krisenpolitik!

Zusammen kämpfen!

Wenn wir  am 1.  Mai  zusammen auf  die  Straße  gehen,  so  eint  uns  der
Widerstand gegen die Angriffe des Kapitals, gegen soziale und rassistische
Hetze und gegen Faschisten. Doch diese Gefahren können wir nur bannen,
wenn  wir  trotz  unserer  Differenzen  gemeinsam  auf  die  Straße  gehen!
Besonders  die  Jugend  beteiligt  sich  in  verschiedenen  Städten  an  den
revolutionären 1.Mai Demos. Sie will eine kämpferische Perspektive, viele
wollen  den  Kapitalismus  überwinden  –  und  für  eine  sozialistische
Gesellschaft kämpfen! Dafür brauchen wir auch vor und nach dem 1.Mai,
eine Einheit der unterschiedlichen Akteure. Wir brauchen eine starke soziale
Anti-Krisen-Bewegung, die bundesweit aufgebaut ist und lokal und regional
in die Klassenkämpfe intervenieren kann. Das gleiche gilt für ganz Europa,
damit  die  Kämpfe  gegen  die  Sparangriffe  nicht  an  den  Landesgrenzen



aufhören! Auch
die Gewerkschaften und Belegschaften,  müssen offensiv in Aktion treten.
Dafür ist es wichtig, gegenüber den Gewerkschaftsführungen Forderungen
und  Vorschläge  für  die  gemeinsame  Aktion  zu  entwickeln.  Dabei  ist  es
entscheidend die Vorherrschaft der reformistischen, bürgerlichen Ideologie
in der ArbeiterInnenbewegung und der Jugend anzugreifen, einen offensiven
Kampf gegen „Sozialpartnerschaft“ und „Standortlogik“ zu führen.

Es helfen uns keine Bündnisse die Unterschiede verwischen und nach den
gemeinsamen  Aktionen  wieder  eine  „Nachtrabpolitik“  gegenüber  den
reformistischen Führungen betreiben – wir müssen mit der reformistischen
Führung und Praxis in Deutschland und weltweit, brechen! Wir wollen die
möglichst  viele  in  die  gemeinsame Aktion einbinden und gleichzeitig  die
politische Auseinandersetzung über die Ziele und Perspektiven dieser Aktion
suchen.  Nur  dann  können  wir  eine  revolutionäre  Perspektive  schaffen,
können große Teile der Bevölkerung in den Kampf gegen den Kapitalismus
mit  einbeziehen.  Dafür  brauchen  wir  mehr  als  einzelne  Bündnisse  oder
Demonstrationen,  dafür  müssen wir  für  den Aufbau einer  revolutionären
Partei in Deutschland kämpfen!

Für einen revolutionären kämpferischen 1.Mai!

Solidarität mit den Revolutionen in Nordafrika und im Nahen Osten!
Gegen jede imperialistische Intervention!
Gegen alle Entlassungen! Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden bei
vollem Lohn- und Personalausgleich!
Weg mit den Hartz-Gesetzen! Mindestlohn von 11 Euro/Std. netto
und  steuerfrei,  Arbeitslosengeld/Mindesteinkommen  für
RentnerInnen,  Studierende,  SchülerInnen  ab  16  von  1.600
Euro/monatlich!
Die Kapitalisten müssen zahlen! Entschädigungslose Eineignung der
großen Konzerne und Banken unter Arbeiterkontrolle!
Sofortiger Abzug der Bundeswehr und aller NATO- und EU-Truppen
aus Afghanistan und allen anderen fremden Gebieten!
Nein  zu  rassistischer  Hetze  gegen  Muslime  und  andere
MigrantInnen! Offene Grenzen und volle Staatsbürgerrechte für alle,



die hier leben!
Solidarität mit dem Widerstand gegen imperialistischen Krieg und
Besetzung! Gemeinsamer, europaweiter und internationaler Kampf
gegen Abwälzung der Krisenkosten auf die Lohnabhängigen!


